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Antwort 
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auf die Kieine Anfrage der Abgeordneten Mick, Dr. Schneider, Link, 
Dr. Jahn (Münster), Schmöie und der Fraktion der CDU/CSU 
- Drucksache 7/4434 - 

betr. Mieten- und Wohngeidbericht 1975 der Bundesregierung 


Der Bundesminister für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 
hat mit Schreiben vom 23. Dezember 1975 - L 1 - 02 01 13 - 3/2 - 
namens der Bundesregierung die Kleine Anfrage wie folgt be- 
antwortet: 

Das Bundeskabinett hat den Wohngeld- und Mietenbericht 1975 
am 10. Dezember 1975 verabschiedet. Der Bericht ist noch am 
selben Tage dem Bundestag zugeleitet worden. Eine frühere 
Vorlage des Berichts war aus folgenden Gründen nicht mög- 
lich: 

1. Die Art der Empfehlungen zum Wohngeldsystem sind von 
dem verfügbaren Finanzrahmen abhängig, über diesen 
konnte nur im Laufe der Gesamtabstimmung des Haushalts 
entschieden werden. 

2. Die statistischen Daten über die Ergebnisse der Wohngeld- 
gewährung nach der Anpassung des Zweiten Wohngeldge- 
setzes am 1. Januar 1974 waren erst am 11. August 1975 
verfügbar. 

Aus diesen Gründen konnte mit der Erarbeitung und Abstim- 
mung der endgültigen Fassung des Wohngeld- und Mietenbe- 
richts erst Ende August begonnen werden. 

Der nunmehr vorliegende Bericht belegt die in den Jahren seit 
Inkrafttreten des Zweiten Wohngeldgesetzes immer größer ge- 
wordene Bedeutung des Wohngeldes als Instrument der Woh- 
nungspolitik und der sozialen Sicherung. Er übergeht dabei kei- 
neswegs die neuralgischen Punkte des derzeitigen Wohngeld- 
systems und der Wohnungspolitik. Demgegenüber werden die 
tatsächlichen Probleme im Vorwort zur Kleinen Anfrage über- 
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zeichnet dargestellt, wenn beispielsweise vom „Untergang des 
sozialen Wohnungsbaues" und „explosionsartigen Mietsteige- 
rungen" die Rede ist. Es ist daher notwendig, sich ein wirklich- 
keitsnahes Bild der tatsächlichen Lage zu verschaffen und unter 
den gegebenen finanzwirtschaftlichen Rahmenbedingungen nach 
Problemlösungen zu suchen. Dabei muß auch die Verantwor- 
tung der Länder für die Durchführung des sozialen Wohnungs- 
baues gebührend berücksichtigt werden. 

Im einzelnen beantwortet die Bundesregierung die Fragen wie 
folgt: 


1. Wie haben sich die Mieten im sozialen Wohnungsbau seit dem 
letzten Mietenbericht (1972) entwickelt? Wie hoch ist zur Zeit 
die durchschnittliche Bewilligungsmiete im sozialen Wohnungs- 
bau? 


Aus der Bewilligungsstatistik ergibt sich folgende Entwicklung 
der durchschnittlichen Bewilligungsmieten im öffentlich geför- 
derten sozialen Wohnungsbau; 


1972 

1973 

1974 

1. Halbjahr 1975 


3,67 DM/qm mtl. 
4,07 DM/qm mtl. 
4,12 DM/qm mtl. 
4,33 DM/qm mtl. 


Bei der günstigen Baupreis- und Zinsentwicklung kann davon 
ausgegangen werden, daß sich die Bewilligungsmieten im zwei- 
ten Halbjahr 1975 nicht weiter erhöht haben. 


2. Welche Mietsteigerungen sind im vorhandenen Sozialwoh- 
nungsbestand in den letzten fünf Jahren, insbesondere durch 
den Fortfall der degressiven Förderungshilfen und durch den 
Anstieg der Bewirtschaftungskosten eingetreten? 

Ausmaß und Bestimmungsgründe der Mietenentwicklung im 
Sozialwohnungsbestand sind in Teil C des Wohngeld- und Mie- 
tenberichts 1975 unter Ziffenr 2.2 und in Anlage 11 ausführlich 
dargestellt. Nach den Mietpreisfeststellungen für den Preis- 
index für die Lebenshaltung hat sich u. a. aus den a.a.O. ge- 
nannten Gründen folgender Anstieg der Teilindexziffer für Mie- 
ten von Sozialwohnungen ergeben: 

Veränderung gegen Vorjahr in v. H. 


1971 

5,3 

1972 

5,3 

1973 

6,9 

1974 

5,8 

1975 

8,6 •) 


*) geschätzt. 
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3. Ist die Bundesregierung auch der häufig vertretenen Meinung, 
daß die Sozialmieten, die heute bei Neubauten zwisdien vier 
und sechs DM je Quadratmeter Wohnfläche im Monat liegen, 
zu Beginn der 80er Jahre auf über zehn DM je Quadratmeter 
steigen werden? 


Zunächst ist festzustellen, daß die Bewilligungsmiete der 1974 
im ersten Förderungsweg geförderten Mietwohnungen nur bei 
0,2 v.H. dieser Mietwohnungen 5, — DM und darüber (je qm 
Wohnfläche und Monat) beträgt. Dieser Anteil beträgt bei den 
im ersten Halbjahr 1975 geförderten Mietwohnungen 12,3 v.H. 
Die Bewilligungsmieten werden aufgrund der Förderung mit 
degressiv gestaffelten Aufwendungsbeihilfen - von Land zu 
Land unterschiedlich - im Laufe der auf den Bezug der Woh- 
nungen folgenden 12 bis 17 Jahre um 1,50 bis 3,60 DM je qm 
Wohnfläche und Monat steigen. Die durch das Förderungs- 
system „vorprogrammierten" Mietsteigerungen werden sich bei 
den jetzt geförderten Sozialwohnungen demnach auf die Zeit 
bis Ende der BOiger/Anfang der 90iger Jahre verteilen. Wieweit 
die Miete daneben infolge der Entwicklung der Bewirtschaf- 
tungskosten (Betriebs-, Verwaltungs- und Instandhaltungsko- 
sten) steigen wird, hängt wesentlich von der Entwicklung der 
Löhne und Gehälter ab. Höhere Löhne und Gehälter führen aber 
nicht nur zu einem Anstieg der Bewirtschaftungskosten, son- 
dern bedeuten auch eine höhere Mietzahlungsfähigkeit. 

Es wäre jedenfalls unrealistisch, einerseits einen starken An- 
stieg der Bewirtschaftungskosten zu unterstellen, andererseits 
bei der Beurteilung der Förderung mit degressiven Hilfen von 
einer Stagnation der Einkommen auszugehen. 

Der Bundesminister für Raumordnung, Bauwesen und Städte- 
bau ist indessen bemüht, durch Verhandlungen mit den Woh- 
nungsressorts der Länder zu einer ausgewogeneren Begrenzung 
des subventionstechnisch bedingten Mietanstiegs zu kommen. 


4. Ist der Bundesregierung bekannt, daß die „preisführenden" 
Sozialwohnungen immer häufiger von ihren Mietern verlassen 
werden, da diese eine preisgünstigere Altbauwohnung vor- 
ziehen? 


Der Bundesregierung ist bekannt, daß in Einzelfällen Mieter 
von Sozialwohnungen aus der Zeit Anfang der 70er Jahre, bei 
denen sich aus dem Zusammentreffen mehrerer Faktoren (Zins- 
erhöhungen, Überschreitung der Bau- und Betriebskosten, de- 
gressive Förderung) weit überdurchschnittliche Mietsteigerun- 
gen ergeben haben, in preisgünstigere, meist ältere Wohnungen 
umgezogen sind. Es gibt jedoch keine Daten darüber, wie groß 
die Zahl dieser Einzelfälle in den einzelnen Ländern ist. 


5. Bis wann beabsichtigt die Bundesregierung ein Gesetz zur 
Reform des Wohngeldgesetzes vorzulegen, das dem Beschluß. 
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des Deutschen Bundestages vom 7. November 1973 Rechnung 
trägt? 


Die Bundesregierung hat in der gegenwärtigen Situation eine 
Anpassung der Vv^ohngeldleistungen zurückgestellt. Bei dieser 
Entscheidung ist neben finanzwirtschaftlichen Problemen be- 
rücksichtigt worden, daß 

— die Wohngeldleistungen insgesamt in den vergangenen Jah- 
ren erheblich ausgeweitet werden konnten und 

— das verfügbare Einkommen großer, mit den Wohngeldemp- 
fängern vergleichbarer Gruppen in der gegenwärtigen 
Phase der konjunkturellen Entwicklung kaum mehr ansteigt. 

Auch die CDU/CSU Opposition hat mit Rücksicht auf die finanz- 
wirtschaftlichen Probleme beschlossen, „keine neuen ausgabe- 
erhöhenden Gesetze vorzulegen.'' 


b. Ist die Bundesregierung der Autfassung, daß das Wohngeld- 
gesetz in sich harmonischer und sozial ausgewogener gestaltet 
werden kann, ohne daß dadurch haushaltsmäßige Mehrbe- 
lastungen der öffentlichen Hände anfallcn müssen? 


Die Bundesregierung geht im Wohngefd- und Mietenbericht 
1975 selbst auf die iin derzeitigen Wohngeldsystem bestehen- 
den strukturellen Verzerrungen ein. Am wichtigsten ist dabei 
die Ungleichbehandlung von Rentnern und Erwerbstätigen, die 
ihren Grund in der Zubilligung eines allgemeinen Freibetrages 
von 30 v. H. an alle Wohngeldempfänger ohne Rücksicht auf tat- 
sächliche Abzüge von Lohnsteuer und Sozialversicherung hat. 
Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß die in Teilberei- 
chen bestehenden strukturellen Verzerrungen nur im Zuge 
einer Anpassung der Wohngeldleistungen an die allgemeine 
Preis- und Mietenentwicklung beseitigt werden können. Eine 
kostenneutrale „Harmonisierung" des Wohngeldsystems 
könnte nur eine Teillösung für die beim Wohngeld anstehen- 
den Probleme bringen; sie wäre gleichzeitig für viele Wohn- 
geldempfänger mit Verschlechterungen verbunden. 


7. Wie steht die Bundesregierung zu den Vorschlägen, die Woh- 
nungsbauförderung grundsätzlich umzugcstalten und von der 
Objektförderung auf eine individuelle Wohnbeihilfe überzu- 
gehen, durch die auch das Fehlbelegungsproblein für die 
Zukunft weitgehend gelöst werden könnte? 


Die Bundesregierung hebt im Abschnitt „Wohngeld im Konzept 
der Wohnförderung" des Wohngeld- und Mietenberichts 1975 
hervor, daß durch eine Kombination der objektbezogenen För- 
derung des sozialen Wohnungsbaues mit dem Wohngeld ein 
hohes Maß an wohnungspolitischer Effizienz des Einsatzes der 
öffentlichen Mittel erreicht werden kann. Die Objektförderung 
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ermöglicht eine Angebotsausweitung. Dort, wo Haushalte mit 
niedrigem Einkommen die auf die Zahlungsfähigkeit „breiter 
Schichten'' abgestimmten Mieten nicht tragen können, tritt die 
Wohngeldförderung hinzu und ermöglicht eine an Einkom- 
menshöhe und Familienstand orientierte Feineinstellung der 
Subventionierung. Eine ausschließliche Neubauförderung mit 
individuellen Wohnbeihilfen würde dagegen kaum geeignet 
sein, die notwendige Ausweitung des Wohnungsangebots für 
die über den sozialen Wohnungsbau noch zu versorgenden Per- 
sonengruppen herbeizuführen. 


8. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß alle Sozial- 
wohnungen aufgrund unzulänglicher öffentlicher Mittel sich in 
den 80er Jahren weitgehend zu Slums entwickeln werden? 

Keineswegs! 

Die Bundesregierung geht davon aus, daß ein erheblicher Teil 
des älteren Sozialwohnungsbestandes im Laufe der nächsten 
Jahre modernisiert werden kann. Die gemeinnützige Woh- 
nungswirtschaft war schon in den vergangenen Jahren bemüht, 
den Wohnwert ihrer in den 50er Jahren gebauten Wohnungen 
durch Modernisierungsmaßnahmen zu erhöhen. Die nach wie 
vor verhältnismäßig niedrigen Mieten nicht modernisierter 
Sozialwohnungen der 50er Jahre bieten dabei einen beträcht- 
lichen Spielraum für „rentierliche" Modernisierungen ohne För- 
derung mit öffentlichen Mitteln. Soweit Modernisierungsmaß- 
nahmen zu einer fühlbaren Wohnwertverbesserung führen, sind 
die Mieter in aller Regel auch mit entsprechenden Mieterhöhun- 
gen einverstanden. Bei weniger rentierlichen aber nicht minder 
notwendigen Modernisierungen kommt eine Förderung aus dem 
gemeinsamen Modernisierungsprogramm des Bundes und der 
Länder in Betracht. 

Nur bei größeren Wohnanlagen mit alten, nicht mehr moderni- 
sierungswürdigen Wohnungen können sich auf die Dauer 
städtebauliche Mißstände ergeben, die zu Sanierungsmaßnah- 
men zwingen. Solche Fälle sind jedoch schon deshalb selten, 
weil im sozialen Wohnungsbau der 50er Jahre der Wiederauf- 
bau kriegszerstörter Stadtgebiete und kleinere Neubaumaßnah- 
men zur Arrondierung bestehender Bebauungen dominierten. 


9. Trifft es zu, daß der Mieten- und Wohngeldbericht, der am 
1. Juli 1975 hätte vorgelegt werden müssen, bereits ausge- 
arbeitet vorliegt, aber von der Bundesregierung bis heute 
zurückgehalten worden ist. Wenn ja, welches sind im einzelnen 
die Gründe dafür? 


Die Gründe für die verspätete Vorlage des Wohngeld- und Mie- 
tenberichts 1975 sind in den einleitenden Bemerkungen darge- 

legt. 
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10. Ist die Bundesregierung in Anbetracht des jährlich sinkenden 
Wohnungsbauvolumens bereit, die Einkommensgrenzen im 
sozialen Wohnungsbau so zu gestalten, daß künftig die Förde- 
rung des sozialen Wohnungsbaus nur den wirklich hilfsbedürf- 
tigen einkommensschwächsten Schichten der Bevölkerung zu- 
gute kommt? 


Im Zusammenhang mit der letzten Festlegung der Einkommens- 
grenzen durch das Wohnungsbauänderungsgesetz 1973 ist der 
ältere, mietgünstige Sozialwohnungsbestand der Förderungs- 
jahre bis einschließlich 1965 in erster Linie der Versorgung der 
einkommensschwächsten Bevölkerungsschichten Vorbehalten 
worden. Darüber hinaus gibt das Wohnungsbindungsgesetz den 
Landesregierungen zusätzlich für Gebiete mit erhöhtem Woh- 
nungsbedarf eine Handhabe, dafür zu sorgen, daß die Sozial- 
wohnungen durch Benennung von Wohnungssuchenden von 
den Vermietern gezielter belegt werden. Die Wiederbelegungen 
freigewordener Sozialwohnungen des Bestandes übersteigen in 
der jetzigen Situation des sozialen Wohnungsbaus den Zugang 
neugeförderter Wohnungen. Diese preisgünstigen Sozialwoh- 
nungen kommen Wohnungssuchenden mit niedrigem Einkom- 
men zugute. 

Die Förderung neuer Mietwohnungen des sozialen Wohnungs- 
baues im öffentlich geförderten sozialen Wohnungsbau konzen- 
triert sich ohnedies zunehmend auf besonders hilfsbedürftige 
Personengruppen (alte Menschen, Schwerbehinderte und kin- 
derreiche Familien). 


11. Welche Anstrengungen hat die Bundesregierung bisher unter- 
nommen, um die bereits entstandenen Härten für die Sozial- 
mieter zu beseitigen oder abzumildern? 

Die Bundesregierung hat sich darum bemüht, zumindest die 
Härten aus dem zinsanpassungsbedingten Anstieg von Sozial- 
mieten und die Härten aus dem Heizkostenanstieg durch Aus- 
gleichsleistungen zu mildern. Inzwischen hat die Entwicklung 
der für zinsvariable Hypotheken maßgebenden Zinssätze inso- 
weit von selbst zu einer Entschärfung geführt. Maßnahmen zum 
Ausgleich von Härten, die sich in einzelnen Ländern bei be- 
stimmten Wohnanlagen aus dem Zusammenwirken mehrerer 
mietsteigernder Faktoren ergeben können, fallen nicht in die 
Zuständigkeit des Bundes. Hier bestehen außerdem von Land 
zu Land erhebliche Unterschiede. 


12. Welche Konsequenzen zieht die Bundesregierung im einzelnen 
aus ihren Antworten auf die Fragen 1 bis 11? 

Zusammenfassend ist festzustellen: 

— Der Wohngeld- und Mietenbericht 1975 ist von der Bundes- 
regierung verabschiedet; er liegt dem Bundestag vor. Der 
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Bericht stellt die positiven Leistungen des Wohngeldes ge- 
bührend heraus, geht aber ebenso auf die beim Wohngeld 
anstehenden Probleme ein. 

Eine Anpassung des Wohngeldsystems wurde im Hinblick 
auf die finanzwirtschaftlichen Restriktionen zurückgestellt. 
Ein Aufschub der Wohngeldreform erscheint wegen der ge- 
dämpften Einkommensentwicklung bei großen nicht wohn- 
geldberechtigten Gruppen der Bevölkerung vertretbar. 

Der bei den neuesten Mietwohnungen des sozialen Woh- 
nungsbaues durch das Förderungssystem vorprogrammierte 
Mietanstieg verteilt sich auf einen langen Zeitraum. Der 
Mietanstieg muß im Zusammenhang mit dem Anstieg der 
Arbeitnehmereinkommen gesehen werden. 

Die Wohnungsbauprogramme der Länder für 1976, an denen 
der Bund sich mit erheblichen Finanzhilfen beteiligt, sehen 
im 1. Förderungsweg die Förderung von 55 000 Wohnungen 
und 12 000 Heimplätzen sowie im 2. Förderungs weg - neben 
den vom Bund allein finanzierten 40 000 Wohnungen des 
Regionalprogramms - die Förderung weiterer 5 000 Woh- 
nungen und 2600 Heimplätze vor. 
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